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Bremen, den 24.05.2002

Innensenator steht durch Hundeverordnung vor einem selbst gegrabenen Haushaltsloch

Ärger erzeugt die Nachricht, dass der Bremer Steuerzahler jährlich 250.000 Euro für die Unterbringung ausgesetzter Hunde zahlen muss, bei Ingmar Vergau, dem innenpolitischen Sprecher der FDP in Bremen.

„Dieses Haushaltsloch hat sich der CDU-SPD-Senat selbst gegraben, indem er im Jahr 2000 eine völlig realitätsferne Hundeverordnung erlassen hat, die ganze Hunderassen kriminalisiert, statt individuell bei den Hunden Haltern anzusetzen. Abgesehen davon, dass die Hunde in erbärmlichen tierunwürdigen Zwingern gehalten werden, ist durch die Verordnung ein Dauerproblem entstanden, das zukünftig eher zu steigenden Kosten führen wird, da jedes Heimtier täglich 12.02 Euro kostet.
Bedenken bereitet dem FDP-Politiker auch die deutschlandweit diskutierte Verfassungskonformität der Verordnung: „Bereits im Januar 2001 hat die FDP einen verfassungskonformen Entwurf für eine Hundeverordnung als Alternative zu der bis heute geltenden grundgesetzwidrigen Hundeverordnung präsentiert. Wir sind durch die Entscheidungen verschiedener Oberverwaltungsgerichte in unserer Auffassung bestätigt worden, dass Rasselisten ohne die Zulassung eines Nachweises der individuellen Ungefährlichkeit eines Hundes verfassungswidrig sind,“ äußerte Vergau. 
„Die Liste der als gefährlich geltenden Hunde ist zwar von ehemals zehn auf nunmehr nur noch vier Rassen zusammengeschrumpft“,  so der innenpolitische Sprecher der FDP, es sei dennoch nicht verständlich, dass beispielsweise der Bullterrier als gefährlicher  Hund eingestuft werde, jedoch der Schäferhund der mit weitem Abstand bei den Beißvorfällen auch mit tödlichem Ausgang in ganz Deutschland an der Spitze liegt, wie auch Rottweiler oder  Dobermann keine Erwähnung finden, obwohl auch diese in der Beißstatistik vor den Bullterriern liegen. „Es ist nicht nachvollziehbar, dass der Innensenator weiterhin einzelne Hunderassen und deren Halter aus populistischer Motivation mit einem Gesetz , das eindeutig gegen den Gleichheitssatz aus Art.3 des Grundgesetzes verstößt, diffamieren will. Es besteht unter Fachleuten die einhellige Überzeugung, dass es keine Hunderassen gibt, die genetisch bedingt ein besonders erhöhtes Aggressionspotential besitzen. 

"Es stünde Bremen gut zu Gesicht, dem Beispiel Hamburgs zu folgen, und die Rasseliste in der Hundeverordnung ersatzlos zu streichen," sagte Vergau. "Die FDP lehnt eine gesetzliche Regelung ab, die sich gegen einzelne Hunderassen und deren Halter wendet. Wir fordern statt der Rasselisten einen Sachkundenachweis für Halter und Maßnahmen gegen einzelne verhaltensauffällige Hunde unabhängig von der Hunderasse. Die FDP fordert die Bürgerschaft auf, das Gesetz zumindest soweit abzuändern, dass Hunde gehalten und gezüchtet werden dürfen, deren Ungefährlichkeit durch einen Wesenstest bestätigt worden ist,“ so der FDP-Politiker.
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